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Einleitung 
Einleitung 

 
Rechtsvergleichende Arbeiten für den Bereich grundpfandrechtlicher Kre-
ditsicherung gibt es bereits einige, bis dato allerdings vorrangig für den 
europäischen Rechtsraum.1 Mit der vorliegenden Arbeit wird dieser Fun-
dus um eine rechtsvergleichende Analyse des US-amerikanischen Hypo-
thekenrechts erweitert. 

Für rechtsvergleichende Analysen im Bereich grundpfandrechtlicher 
Kreditsicherung besteht eine allgemeine kollisionsrechtliche Rechtferti-
gung: Wenn ein Grundstück belastet werden soll, das sich im Ausland be-
findet, beantwortet in Deutschland wie in den meisten ausländischen 
Rechtsordnungen2 nämlich die sog. Lex-rei-sitae-Regel die kollisionsrecht-
liche Frage des anzuwendenden Rechts. Danach ist für die Entstehung und 
Änderung, den Über- und Untergang von Rechten an einer Sache sowie 
den damit zusammenhängenden Ansprüchen auf Herausgabe, Duldung, 
Abwehr oder wegen Nutzungen und Verwendungen das Recht des Orts der 
Belegenheit der Sache maßgeblich.3 Die im deutschen Kollisionsrecht in 
Art. 43 EGBGB kodifizierte Regel dient den Interessen des Rechtsverkehrs 
an klaren und sichtbaren Verhältnissen und gilt sowohl im Immobiliar-, als 

                                                 
1 Siehe z. B. Rink, Die Sicherheit von Grundpfandrechten in Deutschland und Eng-

land, Diss. Freiburg, 2006; Städtler, Grundpfandrechte in der Insolvenz, Diss. Freiburg, 
1998 (vergleicht deutsches und französisches Recht); Kohls, Die Hypothek im französi-
schen und im deutschen Recht, Diss. Passau, 1999; Schäfer, Grenzüberschreitende Kre-
ditsicherung an Grundstücken, Diss. Heidelberg, 1992 (vergleicht deutsches und italieni-
sches Recht). 

2 Vgl. die Kodifizierungsnachweise bei Looschelders, IPR, S. 635 Rn. 13.  
3 Zwar ist dieser Verweis nicht als direkter Verweis auf das fremde Sachrecht zu ver-

stehen, sondern als Gesamtverweis, welcher das fremde Kollisionsrecht einschließt, vgl. 
§ 4 I 1 EGBGB. Allerdings ist die kollisionsrechtliche Regel des Lex-rei-sitae wie bereits 
erwähnt in den meisten Rechtsordnungen ebenfalls anerkannt, so dass letztlich doch im-
mer das fremde Sachrecht Anwendung findet. In den USA hat sie in Gestalt von § 223 
des Restatement (Second) of the Law of Conflict (1971) Eingang in die Rechtsprechung 
der Gerichte gefunden, der lautet: „Whether a conveyance transfers an interest in land 
and the nature of the interest transferred are determined by the law that would be applied 
by the courts of the situs. These courts would usually apply their own local law in deter-
mining such questions.“ Für mortgages on land besteht in § 228 eine spezielle Regelung 
desselben Inhalts.  



2 Einleitung 

auch im Mobiliarsachenrecht.4 Sie ist ihrem Zweck entsprechend grund-
sätzlich nicht abdingbar. Ausnahmen werden gemäß Art. 46 EGBGB nur 
zugelassen, sofern im Einzelfall eine wesentlich engere Verbindung mit 
dem Recht eines anderen Staates vorliegt. Angenommen wurde dies in Fäl-
len, in denen es um die Übertragung von im Ausland befindlichen beweg-
lichen Sachen zwischen Inländern ging.5 Auf Immobilien ist aufgrund ihres 
starken örtlichen Bezugs die Ausnahmevorschrift praktisch nicht anwend-
bar, da kaum ein Fall denkbar ist, in welchem nach dem Prinzip der engs-
ten Verbindung eine Abweichung von der Lex-rei-sitae-Regel geboten wä-
re.6 Für sie ist die Anwendung eines anderen Rechts als das des Belegen-
heitsortes außerdem im Hinblick auf Publizitätsanforderungen schlichtweg 
nicht praktikabel.7 Für das Auslandskreditgeschäft deutscher Banken hat 
dies zur Konsequenz, dass immer dann eine Auseinandersetzung mit den 
Regelungen des Auslands erforderlich wird, wenn ein Kredit an einen Kre-
ditnehmer im Ausland vergeben wird und durch ein Grundstück des Kre-
ditnehmers dort gesichert werden soll oder wenn nur das Grundstück, das 
belastet werden soll, im Ausland gelegen ist. Die Anwendung der ausländi-
schen Rechtsregeln kann folglich auch schon in Fällen geboten sein, in 
denen die Kreditvergabe selbst im Inland und nur die Sicherheitenbe-
stellung im Ausland erfolgt. Allerdings ist insoweit das Sicherungsgeschäft 
gedanklich vom zugrundeliegenden Kausalgeschäft zu trennen. So unter-
liegt nach deutschem Kollisionsrecht das anzuwendende Recht hinsichtlich 
der schuldrechtlichen Vertragsbeziehung mit gewissen Einschränkungen 
der Wahl der Parteien (sog. Vertragsstatut).8 Fehlt es an einer entsprechen-
den Vereinbarung gilt für Darlehensverträge deutscher Kreditgeber gemäß 

                                                 
4 Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels, IPR und Rechtsvergleichung, S. 185 Rn. 2. 

In engem Zusammenhang hierzu steht das Zuständigkeitsprinzip, wonach dinglicher 
Rechtsschutz ausschließlich am Belegenheitsort gewährt werden soll, vgl. § 24 ZPO im 
deutschen Recht. Durch das Zusammenspiel dieser Regelungen ist im Grundstücksrecht 
sichergestellt, dass deutsche Gerichte ausschließlich deutsches Recht anzuwenden haben. 

5 Für Beispielsfälle siehe von Wilmowsky, Europäisches Kreditsicherungsrecht, S. 104 
(Fn. 37). 

6 Vgl. Looschelders, IPR, S. 661 Rn. 6. 
7 Von Wilmowsky spricht insoweit vom Lageort der Sache als dem „geeigneten und er-

forderlichen Anknüpfungspunkt“, vgl. von Wilmowsky, Europäisches Kreditsicherungs-
recht, S. 171. 

8 Vgl. Art. 27 EGBGB; in diesem Fall verweist das deutsche Kollisionsrecht gemäß 
Art. 35 I EGBGB direkt auf die Sachnormen der vereinbarten Rechtsordnung und nicht 
wie sonst per Gesamtverweisung zunächst in das ausländische Kollisionsrecht, vgl. Art. 4 
I 1 EGBGB. An die Stelle der §§ 27 bis 37 EGBGB sind mit Wirkung zum 17.12.2009 
die Vorschriften der EG-Verordnung Nr. 593/2008 über das auf vertragliche Schuldver-
hältnisse anzuwendende Recht („Rom I–VO“) vom 17.6.2008 getreten. Art. 3 der Rom I–
VO hält jedoch am Grundsatz der freien Rechtswahl fest. 



 A.  Gang der Untersuchung 3 

Art. 28 I, II EGBGB9 deutsches Recht, da die Hingabe des Darlehens die 
charakteristische Vertragsleistung darstellt10 und somit der Vertrag die 
engste Beziehung zum deutschen Recht hat. Dagegen verbleibt es für das 
dingliche Sicherungsgeschäft unabhängig vom maßgeblichen Vertragssta-
tut bei der Lex-rei-sitae-Regel. Ihre selbständige kollisionsrechtliche Be-
trachtung kann daher im Einzelfall dazu führen, dass das dingliche Siche-
rungsgeschäft und das zugrunde liegende Verpflichtungsgeschäft nach ver-
schiedenen Rechtsordnungen zu beurteilen sind. 

Anlass für eine rechtsvergleichende Untersuchung gerade des amerika-
nischen Rechts besteht aus wirtschaftlicher Sicht aufgrund des in der Ver-
gangenheit zu verzeichnenden Trends, zunehmender Kreditvergaben deut-
scher Institute in den amerikanischen Rechtsraum. So betrug laut Statistik 
des Verbands der Deutschen Pfandbriefbanken (vdp)11 der Bestand an ins 
Ausland fließenden Krediten seiner Mitgliedsinstitute im November 2006 
rund 176 Mrd. €. Ende 2004 belief sich dieser Wert noch auf ca. 124,7 
Mrd. €. Der auf die USA entfallende Anteil an der Auslandskreditvergabe 
belief sich 2004 auf 2,8 Mrd. €, im November 2006 bereits auf über 6 Mrd. 
€. Er hat sich innerhalb von 2 Jahren demnach mehr als verdoppelt. Beige-
tragen zu dieser Entwicklung hat das im Juli 2005 in Kraft getretene 
Pfandbriefgesetz.12 Es erlaubt Pfandbriefbanken nunmehr die Aufnahme 
von Hypotheken an Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten in 
einem Staat der EWR, der Schweiz, Kanada, Japan oder eben den USA in 
die Deckungsmasse ihrer Pfandbriefe.13 Auch wenn dieser Trend infolge 
des Zusammenbruchs des amerikanischen Immobilienmarkts und des Aus-
bruchs der weltweiten Finanzkrise für den Moment ein abruptes Ende ge-
funden hat, folgt daraus nicht, dass der Standort USA auch für die Zukunft 
seinen Reiz für ausländische Investoren verloren hat. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass mit der weltweiten Erholung der Märkte auch ein Wie-

                                                 
 9 Seit Inkrafttreten der Rom I–VO am 17.12.2009 folgt dies aus Art. 4 II Rom I–VO.  
10 Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels, IPR und Rechtsvergleichung, S. 119 Rn. 24. 
11 Abrufbar unter: www.hypverband.de/d/internet.usf/tindex/de_kreditgeschaeft.htm 

(Stand: November 2006). 
12 Es ersetzt das alte Hypothekenbankengesetz (HBG). Die aufgenommenen Änderun-

gen haben insgesamt positiven Anklang gefunden, vgl. Frank/Glatzl, WM 2005, S. 1681 
(Fn. 2) m.w.N. 

13 Allerdings darf der Gesamtbetrag der Beleihungen, in Staaten, die nicht der Europä-
ischen Union angehören, nur 10 % des Gesamtbetrages der Beleihungen betragen, wenn 
nicht sichergestellt ist, dass sich das Vorrecht der Pfandbriefgläubiger nach § 30 I PfBG 
auf die Forderungen der Pfandbriefbank aus diesen Beleihungen erstreckt, vgl. § 13 I 2 
PfBG; Voraussetzung ist außerdem die Vergleichbarkeit des ausländischen Sicherungs-
rechts mit der deutschen Hypothek, vgl. § 18 PfBG. Insoweit bejahend für US-amerikani-
sche Grundpfandrechte: Kaufmann, ZBB 2005, S. 336 ff. 
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deranstieg der Investitionen in den amerikanischen Immobilienmarkt zu 
verzeichnen sein wird. 

Vor diesem kollisionsrechtlichen und wirtschaftlichen Hintergrund ist 
es Ziel der vorliegenden Arbeit, die Rahmenbedingungen der Nutzung von 
Grundstücken für die Zwecke der Kreditsicherung nach amerikanischem 
Recht darzustellen und im Vergleich zur deutschen Rechtslage zu analysie-
ren. Im Wege der Herausarbeitung der wesentlichen Unterschiede zwi-
schen den beiden Rechtsordnungen sollen sowohl die Vorteile, insbesonde-
re aber die Nachteile und Risiken sichtbar gemacht werden, mit denen sich 
der grundpfandrechtlich besicherte Kreditgeber in den USA konfrontiert 
sieht.  

A.  Gang der Untersuchung 
A.  Gang der Untersuchung 

Die vorliegende Untersuchung ist im Anschluss an die Einleitung in vier 
Teile unterteilt. Der erste Teil beschäftigt sich mit den allgemeinen Grund-
lagen des deutschen und amerikanischen Hypothekenrechts und bietet ei-
nen umfassenden Überblick über die wesentlichen Unterschiede hinsicht-
lich Rechtsnatur, Bestellung, Realisierung und anderer grundlegender Fra-
gen grundpfandrechtlicher Sicherung. Gegenstand des zweiten Teils sind 
die jeweiligen Regeln und Mechanismen, nach denen sich im Kollisionsfall 
das Prioritätsverhältnis verschiedener Grundstücksrechte entscheidet und 
damit letztlich auch die Frage des Bestands bzw. des Rangs der Sicherheit 
eines Hypothekengläubigers. Kernstück dieses Abschnitts bildet die Ana-
lyse der unterschiedlichen Registersysteme. Im dritten Teil geht es um die 
Frage, welchen Wert die Sicherheit in der Insolvenz des Schuldners für 
den Hypothekengläubiger hat. Zur Beantwortung dieser Frage werden die 
wesentlichen insolvenzrechtlichen Vorschriften einander gegenüberge-
stellt, die im deutschen und amerikanischen Recht dem Schutz speziell der 
Interessen von Hypothekengläubigern dienen und auf ihre Effektivität hin 
untersucht. Die Arbeit endet schließlich mit einer kurzen Zusammenfas-
sung der wichtigsten gewonnenen Erkenntnisse samt Stellungnahme im 
vierten Teil. 

In methodischer Hinsicht erfolgt die Untersuchung innerhalb eines je-
den Abschnitts in mehreren thematischen Blöcken, von denen jeder Block 
mit der Darstellung der deutschen Rechtslage beginnt, gefolgt von der 
Darstellung der amerikanischen Rechtslage und einer anschließenden Zu-
sammenfassung der wesentlichen Unterschiede. Der Vergleich zweier un-
terschiedlicher Rechtsordnungen bringt es dabei naturgemäß mit sich, dass 
die Darstellung der verschiedenen Rechtslagen nicht immer in spiegelbild-
licher Weise erfolgen kann, sondern zum Teil abweichender Untergliede-
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rung oder, wie im zweiten Abschnitt der Arbeit hinsichtlich der Rolle des 
Billigkeitsrechts und der title insurance im amerikanischen Grundstücks-
recht, sogar eines eigenen Themenblocks bedarf. 

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt im amerikanischen Recht. Die 
Ausführungen zur deutschen Rechtslage erheben dagegen keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit und fallen bewusst knapper aus. Letzte Neuerungen, 
wie z. B. die Änderungen durch das Risikobegrenzungsgesetz, wurden aber 
natürlich auch hier in angemessener Kürze berücksichtigt. Wie im Folgen-
den noch näher erläutert werden wird, bildet das amerikanische Hypothe-
kenrecht weitestgehend einzelstaatliches Recht. Weil die vorliegende Be-
arbeitung es nicht leisten kann, das Recht sämtlicher Bundesstaaten abzu-
bilden, konzentriert sich die Darstellung exemplarisch auf kalifornisches 
Recht, weist jedoch auf bestehende Unterschiede zwischen den Bundes-
staaten in wichtigen Punkten hin. Die Wahl fiel deshalb auf Kalifornien, 
weil es zu den schuldnerfreundlichsten Bundesstaaten der USA zählt und 
somit besonders deutliche Kontraste zum deutschen Recht erwarten lässt. 

Bevor mit der eigentlichen Untersuchung begonnen werden soll, werden 
auf den folgenden Seiten noch einige Grundlagen des amerikanischen 
Grundstücks- bzw. Hypothekenrechts erläutert, seine Rechtsquellen und 
Terminologie, um ein besseres Verständnis aller weiteren Ausführungen zu 
ermöglichen. 

B.  Rechtsquellen des amerikanischen mortgage law 
B.  Rechtsquellen des amerikanischen mortgage law 

Anders als in Deutschland bildet das Sachenrecht in den USA kein einheit-
liches Bundesrecht, sondern Recht der einzelnen Bundesstaaten. Folglich 
hat jeder Bundesstaat in den USA sein eigenes Hypothekenrecht. Bundes-
gesetzliche Regelungen im Bereich des Hypothekenrechts gibt es nur we-
nige. Der Truth in Lending Act von 196814 und der Real Estate Settlement 
and Procedures Act von 196815 wurden vom Kongress erlassen, um die 
Position von Kreditnehmern zu stärken. Ersterer verpflichtet Kreditgeber 
zur Offenlegung von Informationen, die für Verbraucher kritisch sind, letz-
terer stellt für federally related16 Kredite die Transparenz von Kosten und 
Gebühren für den Kreditnehmer sicher, die er mit Abschluss der Transak-
tion und der darin vorgesehenen Belastung seines Eigenheims zu erwarten 
hat und enthält Regelungen über die vom Kreditnehmer während der Lauf-
zeit des Kredits zu zahlenden Beträge. Keines dieser Gesetze bewirkte eine 
Abänderung bestehenden einzelstaatlichen Rechts, weil Bereiche geregelt 
                                                 

14 15 USC §§ 1601 ff. 
15 12 USC §§ 2601 ff. 
16 Zu diesem Begriff siehe 12 USC § 1735f–7a (a) (1), 1735f–5 (b). 
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wurden, die bis dahin nicht geregelt worden waren. Erst in den 80ern erließ 
der Kongress drei Gesetze, die widersprechende staatliche Regelungen 
ersetzten und zu einer partiellen Rechtsvereinheitlichung geführt haben: 
den Depository Institutions Deregulation and Monetary Control Act von 
198017, welcher einzelstaatliche Wucherregelungen ersetzte, den Garn-St. 
Germain Depository Institutions Act von 198218, der sog. due on sale 
clauses für allgemein wirksam erklärte, sowie den Alternative Mortgage 
Transaction Parity Act ebenfalls von 198219, der es Landesbanken erlaubte, 
dieselben modernen Gestaltungsformen für Hypotheken in ihre Kreditver-
träge aufzunehmen, die zu diesem Zeitpunkt bereits von Bundesbanken 
verwendet wurden, wie z. B. Hypotheken mit variabler Verzinsung. Ziel 
dieser letzten Gesetzgebung war es, Landesbanken dieselben Möglichkei-
ten zu geben, mit alternativen Formen von Hypotheken zu experimentie-
ren, wie Bundesbanken, auch wenn Landesrecht dem entgegenstand. 

Zusammengenommen bilden diese drei Gesetze den bislang tiefge-
hendsten Eingriff des Bundesgesetzgebers ins Hypothekenrecht der einzel-
nen Bundesstaaten. Die hierdurch gewonnene Rechtsvereinheitlichung be-
trifft jedoch nur sehr spezielle Fragen. Das zentrale Hypothekenrecht, ins-
besondere das Prozedere zur Vollstreckung einer Hypothek und damit zu-
sammenhängende Fragen, das in den verschiedenen Bundesstaaten – wie 
im Verlauf der Arbeit noch aufgezeigt werden wird – teilweise sehr unter-
schiedlich geregelt ist, wurde dagegen vom Bundesgesetzgeber bisher 
kaum angerührt. Lediglich zwei Bundesgesetze20 wurden in diesem Bereich 
erlassen. Sie ermöglichen es dem Department of Housing and Urban Deve-
lopment (HUD) als Kreditgeber und Grundpfandgläubiger, von einer po-
wer of sale-Klausel Gebrauch zu machen und setzen zugunsten des HUD 
einzelstaatliche anti-deficiency und statutory redemption Gesetze außer 
Kraft. Weil diese Gesetze lediglich Anwendung zugunsten des HUD als 
Pfandgläubiger finden, ist ihr Beitrag zur Harmonisierung des Hypothe-
kenrechts äußerst gering. 

In der Vergangenheit wurde von Seiten verschiedener Autoritäten der 
Versuch unternommen, der Rechtszersplitterung im amerikanischen Hypo-
thekenrecht ein Ende zu setzen, jedoch mit eher mäßigem Erfolg: So  
hat die National Conference of Commissioners on Uniform State Laws 
(NCCUSL) gleich mehrere Versuche zur Etablierung eines Modellgesetzes 
im Bereich des Hypothekenrechts unternommen, darunter der Uniform 

                                                 
17 12 USC § 1735f–7. 
18 12 USC § 1701j–3. 
19 12 USC §§ 3801 ff. 
20 Namentlich der Multifamily Mortgage Foreclosure Act von 1981 (12 USC 

§§ 3701–3717) und der Single Family Mortgage Foreclosure Act von 1994 (12 USC 
§§ 3751–3758). 
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Real Estate Mortgage Act von 1927 und der Model Power of Sale 
Foreclosure Act von 1940. Die Modellgesetze der NCCUSL bedürfen je-
doch der Umsetzung in landesrechtliche Regelung oder der ausdrücklichen 
Anerkennung der Gerichte, um bindendes Recht zu werden. Die Vorschlä-
ge der NCCUSL stießen jedoch auf Widerstand in den einzelnen Bundes-
staaten. Aktuellere Modellgesetze des NCCUSL schließen den Uniform 
Land Security Interest Act aus dem Jahre 1985, der als immobiliar-
sachenrechtliches Äquivalent zu Article 9 des Uniform Commercial Code 
gedacht war, der sich mit Sicherungsrechten an beweglichen Sachen be-
schäftigt21 und heute in allen Bundesstaaten der USA im Wesentlichen um-
gesetzt ist, sowie den Non-Judicial Foreclosure Act aus 2002 ein. Auch 
diese Modellgesetze fanden jedoch nicht die notwendige Zustimmung der 
Bundesstaaten.  

Mehr Erfolg als die Modellgesetze der NCCUSL hatten dagegen die 
Harmonisierungsbemühungen des American Law Institutes. Die Bestim-
mungen des dritten Restatement (Third) of Property (Mortgages) von 1997 
haben wiederholt Eingang in die Entscheidungen der Gerichte gefunden, 
entweder in Form ausdrücklicher Anerkennung oder wenigstens als Argu-
mentationsstütze im Rahmen der Urteilsgründe.22 Ein einheitliches Hypo-
thekenrecht wie in Deutschland ist auf Grundlage des Restatements jedoch 
nur schwer zu erreichen. Ähnlich wie die Modellgesetze der NCCUSL 
werden die Bestimmungen des Restatements nämlich nur in dem Umfang 
bindendes Recht, in dem sie entweder Eingang in die Gesetzgebung eines 
Bundesstaats gefunden haben oder von den Gerichten ausdrücklich aner-
kannt wurden. Letzterer Mechanismus bringt den Harmonisierungsprozess 
jedoch nur schleppend voran, da er von der Einleitung entsprechender Pro-
zesse und vom jeweiligen Prozessinhalt abhängt, die Gerichte also nicht 
pauschal die Anwendbarkeit aller Regelungen des Restatements erklären 
können. Zudem sind die Gerichte an der Anwendung der Regelungen des 
Restatements gehindert, wenn einzelstaatliches Recht entgegensteht. 

Während Bundes- und Modellgesetzgebung demnach nur wenig zur 
Harmonisierung des Hypothekenrechts beigetragen haben, wurde ein ge-
wisses Maß an Einheitlichkeit durch den Markt selbst und zwar auf ver-
                                                 

21 Der Uniform Commercial Code definiert security interests als Rechte an bewegli-
chen Sachen oder fixtures, die der Sicherung einer Geld- oder sonstigen Forderung die-
nen, vgl. UCC § 1–201 (35). Article 9 des Code wiederum, der sich mit Sicherungsge-
schäften auseinandersetzt, ist in seiner Reichweite auf diese security interests beschränkt 
und stellt somit kein Hypothekenrecht dar, vgl. UCC § 9–109 (a) (1), 57 Cal. Jur. 3d 
(Secured Transactions), § 67 (2002).  

22 Siehe Nelson/Whitman, Reforming Foreclosure: The Uniform Non-Judicial Foreclo-
sure Act (2004), 53 Duke L. J. 1399, S. 1409 (Fn. 54) (mit zahlreichen Hinweisen auf 
Gerichtsentscheidungen, welche sich die Bestimmungen des Restatements auf die ein 
oder andere Art zu Nutze gemacht haben).  
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tragsmäßiger Basis erzielt. Die Federal National Mortgage Association 
(Fannie Mae), die Federal Home Loan Mortgage Corporation (Freddie 
Mac) und die Government National Mortgage Association (Ginnie Mae), 
drei vom Bund ins Leben gerufene und geförderte Kreditinstitutionen, 
promulgieren einheitliche vertragliche Bestimmungen für Hypotheken, 
deren Verwendung sie von Kreditgebern fordern, die beabsichtigen, ihre 
gesicherten Kreditforderungen an sie zu verkaufen.23 Da die drei Institutio-
nen eine zentrale Rolle auf dem Sekundärmarkt spielen24, wurde durch sie 
eine nationale Assimilierung der grundlegenden Vertragsbestimmungen für 
Hypothekenkredite erreicht.25 Fannie Mae, Freddie Mac und Ginnie Mae 
engagieren sich jedoch nur im Bereich der Eigenheimkredite. Kredite zur 
Finanzierung kommerzieller Projekte fallen dagegen nicht in ihren Ge-
schäftsbereich, so dass in diesem Bereich die Vertragsgestaltungen nach 
wie vor divergieren. Hieraus erklärt sich, warum der Sekundärmarkt für 
Eigenheimkredite im Vergleich zu demjenigen für kommerzielle Kredite in 
der Vergangenheit stärker florierte.26 Die durch eine einheitliche Handha-
bung der vertraglichen Bestimmungen erreichte Harmonisierung im Be-
reich der privaten Kredite stößt jedoch an ihre Grenzen, sobald nicht dis-
positives Recht entgegensteht. Dabei zeigen sich die Gerichte insbesondere 
im Zusammenhang mit der Vollstreckung von Hypotheken widerwillig, 
vertragliche Abweichungen von gesetzlichen Bestimmungen zu erlauben. 
Kreditnehmerschützende Vorschriften wie das Recht auf redemption und 
die anti-deficiency Gesetze wurden wiederholt als derart elementar einge-
stuft, dass eine Abänderung im Voraus nach Ansicht der Gerichte aus-
scheidet.27  

                                                 
23 Siehe etwa das Uniform Instrument for Single Families in California, Form 3005 

1/01, abrufbar auf der Webseite der Federal Home Loan Mortgage Corporation: 
www.freddiemac.com/uniform/unifsecurity.html. 

24 Nelson/Whitman, Reforming Foreclosure: The Uniform Nonjudicial Foreclosure 
Act (2004), 53 Duke L. J. 1399, S. 1406.  

25 Carrozzo, Marketing the American Mortgage: The Emergency Home Financing Act 
of 1970, Standardization and the Secondary Market Revolution (2005), 39 Real Prop. 
Prob. & Trust J. 765, S. 797 ff.  

26 Vgl. Wolf, 4 Powell on Real Property, § 37.08. 
27 Freedland v. Greco, 45 Cal.2d 462, 467, 289 P.2d 463 (Cal. 1955); Rettner v. 

Shepherd, 231 Cal.App.3d 943, 952, 282 Cal.Rptr. 687 (Cal. App. 1991); Cadle Co. II v. 
Harvey, 83 Cal.App.4th 927, 934, 100 Cal.Rptr.2d 150 (Cal. App. 2000) (CCP § 580 d 
nicht im Voraus abdingbar); Salter v. Ulrich, 22 Cal.2d 263, 266, 138 P.2d 7 (Cal. 1943) 
(one action rule nicht im Voraus abdingbar); Mooney v. Byrne, 163 N.Y. 86, 92, 57 N.E. 
163 (N.Y. 1900) (equity of redemption nicht im Voraus abdingbar); Deering’s Cal. Codes 
Ann., CCP § 580 b n. 8, § 580 d n. 5; in Kalifornien sind einige dieser Vorschriften in-
zwischen kraft gesetzlicher Anordnung nicht dispositiv, vgl. CC § 2953.  
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Nach alledem ist festzuhalten, dass das amerikanische Hypothekenrecht 
kein uniformes Regelwerk darstellt wie in Deutschland, sondern weitest-
gehend einzelstaatlich geregelt ist. Zu den Rechtsquellen des kaliforni-
schen Hypothekenrechts zählen insbesondere der Civil Code, der Code of 
Civil Procedure und stellenweise auch der Government Code. Darüberhi-
naus sind für gewisse Schnittstellen zwischen dem Immobiliar- und dem 
Mobiliarsachenrecht die Vorschriften des Uniform Commercial Code rele-
vant, obwohl sich dessen Article 9 grundsätzlich nur mit Sicherheiten an 
Mobilien beschäftigt. Die fraglichen Regelungen des Code werden im Ver-
lauf der Arbeit ausführlich dargestellt werden.  

C.  Unterscheidung zwischen Rechten at law und  
Rechten in equity 

C.  Unterscheidung zwischen Rechten at law und Rechten in equity 

Im amerikanischen Rechtssystem werden Rechte in solche at law und sol-
che in equity eingeteilt. Die Unterscheidung ist auf den Ursprung der je-
weiligen Rechte im englischen Rechtssystem zurückzuführen. Während 
Rechte at law von den englischen common law courts gewährt wurden, 
war es der chancellor des Königs, der Rechte in equity aus Billigkeitsgrün-
den zusprach28, um Ungerechtigkeiten des common law entgegen zu wir-
ken.29 Später entwickelte sich aus dieser Funktion des chancellor ein selb-
ständiger Gerichtszweig, die courts of chancery oder auch courts of equity; 
eine Institution, die auch ins amerikanische Rechtssystem Eingang fand. 
Während die sachliche Unterscheidung zwischen Billigkeits- und Geset-
zesrecht erhalten geblieben ist, wurde die formelle Trennung in verschie-
dene Gerichtszweige heute allerdings in fast allen Bundesstaaten wieder 
aufgegeben.30  

Wie auf den folgenden Seiten noch eingehender erläutert werden wird, 
haben courts of equity bei der Ausgestaltung der Rechte von Sicherungs-
gebern und –nehmern im amerikanischen Hypothekenrecht eine wichtige 
Rolle gespielt. Die richtige Einordnung31 dieser Rechte in allgemeines Ge-
setzes- oder Billigkeitsrecht kann im Einzelfall entscheidend sein. Grund-
sätzlich gelten für Rechte kraft Billigkeit (equitable rights) andere Prinzi-

                                                 
28 Burn/Cartwright, Cheshire and Burn’s Modern Law of Real Property, 17. Aufl., 

S. 45. 
29 Fletcher/Sheppard, American Law in a Global Context, S. 338. 
30 In Delaware z. B. wird immer noch formell zwischen den Gerichtsbarkeiten unter-

schieden. 
31 Für eine entsprechende Einteilung der Rechte an Grundstücken siehe Natelson, 

Modern Law of Deeds to Property, § 18.3 S. 488 f.  
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pien und Maximen als für Rechte aus Gesetz (legal rights).32 Hervorzuhe-
ben ist in diesem Zusammenhang der Grundsatz, dass im Falle der Konkur-
renz von Rechten, solche at law gegenüber solchen in equity vorgehen, 
sofern nicht besondere Umstände dagegen sprechen.33 

D.  System der estates im amerikanischen Grundstücksrecht 
D.  System der estates im amerikanischen Grundstücksrecht 

Das amerikanische Grundstücksrecht unterteilt Eigentumsrechte an Grund-
stücken in verschiedene Klassen, sog. estates, geordnet nach Dauer, Zeit-
punkt, Anzahl der Rechtsinhaber und generell der Qualität des jeweiligen 
Rechts.34 Das umfassendste Eigentumsecht (estate) an einem Grundstück 
wird als fee simple absolute oder einfach als fee simple bezeichnet. Es ist 
in seiner Ausübung lediglich durch die allgemeinen Gesetze begrenzt.35 Ein 
fee simple kann jedoch auch qualifiziert sein.36 In diesem Fall ist die Aus-
übung des Rechts an bestimmte Bedingungen geknüpft, deren Verletzung 
zum Verlust des Eigentumsrechts führen kann. Den häufigsten Fall eines 
solchen fee simple qualified bildet die Übertragung eines Grundstücks un-
ter gewissen Beschränkungen im Hinblick auf seine Nutzung.37 Ein Ver-
stoß gegen diese mit der Übereignung des Grundstücks verbundenen Rest-
riktionen kann entweder zu einem automatischen Rückfall des Eigentums 
an den früheren Eigentümer führen (sog. fee determinable) oder ihm das 
Recht geben, nach seiner Wahl die Übertragung rückgängig machen kann 
oder auch nicht (sog. fee subject to a condition subsequent).38  

Im Hinblick auf die Dauer des Rechts werden sog. freehold estates von 
non-freehold estates unterschieden. Erstere sind dadurch gekennzeichnet, 
dass ihre Dauer ungewiss ist, wie zum Beispiel im Falle eines life estate, 
das mit dem ungewissen Zeitpunkt des Todes des Rechtsinhabers endet.39 
Non-freehold estates dagegen haben eine bestimmte Dauer. In letztere Ka-
tegorie fallen insbesondere Mietverträge, die im amerikanischen Rechts-
                                                 

32 Eine Auflistung der wichtigsten Maximen findet sich bei Fletcher/Sheppard, Ame-
rican Law in a Global Context, S. 351. 

33 Siehe Brock v. First South Savings Association, 8 Cal.App.4th 661, 674, 10 
Cal.Rptr.2d 700 (Cal. App. 1992). 

34 Zum System der estates ausführlich siehe Dukeminier/Krier/Alexander/Schill, Pro-
perty, 6. Aufl., S. 181 ff.; eine knappe Zusammenfassung in deutscher Sprache findet 
sich bei Stürner/Kern, Grundsatzfragen des US-Hypothekenrechts, in: FS Schlechtriem, 
S. 924 f. 

35 Vgl. CC § 679. 
36 Vgl. CC §§ 678, 680. 
37 Bowman/Milligan, Real Estate Law in California, 10. Aufl., S. 25. 
38 Siedel/Aalberts/Cheezem, Real Estate Law, 5. Aufl., S. 124 f. 
39 Vgl. CC § 765. 
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